
 

 

 

Plädoyer der Bundessteuerberaterkammer für eine Stärkung des Maßgeblichkeits-

grundsatzes als Beitrag zum Bürokratieabbau in der Rechnungslegung  

 

 

Sehr geehrte Damen und Herren, 

 

die steuerliche Gewinnermittlung steht seit Jahren unter zunehmendem Vereinfachungsdruck. 

Unternehmen, Steuerberater und Finanzverwaltung werden durch das zunehmende Ausei-

nanderfallen von Handels- und Steuerbilanz und die damit einhergehende Komplexität erheb-

lich belastet. Zahlreiche steuerliche Sondervorschriften, besondere Ansatz- und Bewertungs-

vorgaben sowie eigenständige steuerliche Wahlrechte haben die Idee der Einheitsbilanz weit-

gehend zurückgedrängt. Dadurch entstehen Doppelarbeiten, zusätzliche Dokumentations-

pflichten, erhöhte Fehler- und Streitrisiken sowie erhebliche IT- und Prozesskosten.  

 

Dies ist angesichts der seit Jahren angespannten konjunkturellen Lage, der stetig sinkenden 

Standortattraktivität im internationalen Vergleich, des Fachkräftemangels und der demografi-

schen Entwicklung, der immensen Bürokratielasten sowie der fortschreitenden Deindustriali-

sierung in Deutschland nicht verhältnismäßig.  

 

Im Koalitionsvertrag von CDU/CSU und SPD ist in Bezug auf den notwendigen Bürokratieab-

bau insoweit zu Recht das ambitionierte Ziel formuliert, „[..] die Bürokratiekosten für die Wirt-

schaft um 25 Prozent (rund 16 Milliarden Euro) [zu] reduzieren und den Erfüllungsaufwand für 

Unternehmen, Bürgerinnen und Bürger sowie Verwaltung um mindestens zehn Milliarden 

Euro [zu] senken. Jedes Ressort trägt in eigener Verantwortung zu diesen Zielen unter ande-

rem mindestens entsprechend seinem jeweiligen Verursachungsbeitrag bei und priorisiert 

nach Entlastungswirkung. Die Abbaumaßnahmen einzelner Ressorts werden [.] in mindestens 

einem Bürokratierückbaugesetz pro Jahr [ge]bündeln.“ 

 

Im Ressort Rechnungslegung bietet sich kein stärkeres Bürokratieentlastungsinstrument als 

eine Stärkung des in § 5 Abs. 1 Satz 1 EStG niedergelegten Maßgeblichkeitsgrundsatzes. 

Deshalb sollte aus Sicht der Bundessteuerberaterkammer zwingend eine Reformdebatte ent-

facht werden, die nicht auf eine weitere Verselbstständigung des Steuerbilanzrechts oder auf 

eine (partielle) Öffnung zugunsten internationaler Rechnungslegungsstandards gerichtet wird, 
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sondern vielmehr auf eine konsequente Stärkung des Maßgeblichkeitsgrundsatzes des § 5 

Abs. 1 Satz 1 EStG. 

 

Dabei ist entscheidend, dass die strukturbildende Grundentscheidung des § 5 Abs. 1 Satz 1 

EStG wieder ernster genommen wird, als es das geltende Recht tut. Der Maßgeblichkeits-

grundsatz ist trotz zahlreicher Durchbrechungen noch immer das normative Leitprinzip der 

steuerlichen Gewinnermittlung. Seine vereinfachende, objektivierende und systemstabilisie-

rende Wirkung kann er jedoch nur noch eingeschränkt entfalten, weil das Steuerbilanzrecht 

durch steuerliche – z. T. zeitlich befristete – Sondervorschriften, Bewertungs- sowie Wahl-

rechtsvorbehalte und außerbilanzielle Korrekturen in zunehmendem Maße zerklüftet ist. 

 

Die vom BMF eingesetzte Expertenkommission „Vereinfachte Unternehmensteuer“ hat des-

halb zutreffend eine „Renaissance des Maßgeblichkeitsgrundsatzes“ gefordert, verstanden als 

wieder engere Anlehnung der steuerlichen Gewinnermittlung an die handelsrechtlichen 

Grundsätze ordnungsmäßiger Buchführung (GoB). Nicht die Maßgeblichkeit ist das Problem, 

sondern ihre umfassende Durchbrechung de lege lata. 

 

Zwar führt eine Stärkung des Maßgeblichkeitsgrundsatzes tendenziell zu – zumindest tempo-

rären – Steuermindereinnahmen, d. h. einer zeitlichen Verschiebung von Steuereinnahmen 

nach hinten. Aus Gründen der (Steuer-)Gerechtigkeit und im Lichte ihrer positiven Wirkungen 

auf die gesamtwirtschaftliche Prosperität regen wir jedoch an, das Maßgeblichkeitsprinzip 

nachhaltig zu stärken. Es ist deutlich sinnvoller, Mittel im Rahmen einer vorsichtigen Ge-

winnermittlung eher innerhalb der nachweislich produktiv wirkenden Unternehmen zu belas-

sen, als dem Fiskus eine überbordende Besteuerung und nachgelagerte Mittel(re)allokation 

zuzugestehen, da Unternehmen regelmäßig deutlich effizienter allokieren. Dies gilt umso 

mehr in Zeiten der Wiederaufnahme von Handelshemmnissen und aufkommender Rohstoff-

knappheit, wo gerade ein liquiditätsschonender Umgang mit Verlusten zur Verstetigung von 

Staatseinnahmen beiträgt.  

 

Unsere wesentlichen Forderungen für eine notwendige Reform finden Sie nachstehend. Für 

Rückfragen und ein persönliches Gespräch stehen wir Ihnen gern zur Verfügung. 

 

 

Mit freundlichen Grüßen 

Claudia Kalina-Kerschbaum i. A. Meik Eichholz 

Geschäftsführerin Abteilungsleiter 
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I. Stärkung des Maßgeblichkeitsprinzips als geeigneter Ausgangspunkt der steuerli-

chen Gewinnermittlung 

 

Die Idee der Einheitsbilanz und die Teilhaberthese sind im Ausgangspunkt weiterhin überzeu-

gend. Die Maßgeblichkeit der handelsrechtlichen Grundsätze ordnungsmäßiger Buchführung 

(GoB) für die steuerliche Gewinnermittlung stellt insoweit eine steuersystematisch zutreffende 

Maßgröße steuerlicher Leistungsfähigkeit dar. Handelsbilanz und Steuerbilanz verfolgen zwar 

nicht vollkommen identische Zwecke. Gleichwohl beruhen beide auf dem Gedanken, einen 

objektivierten, vorsichtig ermittelten Periodenerfolg abzubilden, der nicht bloße Wertschwan-

kungen, sondern realisierte wirtschaftliche Leistungsfähigkeit erfasst. Die handelsrechtlichen 

GoB stellen insoweit eine zweckadäquate Ausprägung des steuerlichen Leistungsfähigkeits-

prinzips dar. Die Vorteile der Maßgeblichkeit liegen für das Steuer- und Handelsbilanzrecht 

insbesondere in größerer Rechtssicherheit, einheitlicher Fortentwicklung, objektiver Maß-

stabsbildung, Systematik und Vereinfachungsaspekten. 

 

Gerade kleine und mittlere Unternehmen (KMU), die das Rückgrat der Wirtschaft bilden, können 

durch konsequent praktizierte Einheitsbilanzen spürbar von Rechtsbefolgungs- und Bürokratie-

lasten befreit werden. KMU machen nach Angaben des Instituts für Mittelstandsforschung (IfM) 

in Bonn ca. 99,2 % der insgesamt ca. 3,443 Mio. Unternehmen in Deutschland aus, sie sind i. 

d. R. nicht kapitalmarktorientiert (davon ca. 84,9 % Kleinstunternehmen, 11,6 % kleine und 

2,7 % mittlere Unternehmen).  

 

Aber auch größere (kapitalmarktorientierte) Unternehmen und Konzerne profitieren von einer 

Reduktion der Abweichungen zwischen Handels- und Steuerbilanz gleichermaßen, weil 

dadurch Überleitungsrechnungen, latente Steuerabgrenzungen, Dokumentationspflichten und 

die Streitanfälligkeit in der Betriebsprüfung reduziert werden. Eine stärkere Maßgeblichkeit re-

duziert diese Komplexität und stärkt zugleich die Rechtssicherheit. Die handelsrechtlichen GoB 

bilden einen normativen Ordnungsrahmen, der weitgehend gesetzlich verankert und durch jahr-

zehntelange Praxis und Rechtsprechung konkretisiert ist.  

 

Eine weitere Erosion der GoB-Maßgeblichkeit für die steuerliche Gewinnermittlung würde dazu 

führen, dass auf die bewährte, höchstrichterlich breit untermauerte und dadurch rechtssichere 

steuerliche Gewinnermittlung auf der Grundlage der handelsrechtlichen GoB teilweise verzich-

tet würde. Denn auch die Schaffung eines zunehmend eigenständigen Steuerbilanzrechts 

müsste allgemeine Bilanzierungsgrundsätze entwickeln und fortbilden, ohne jedoch auf ein be-

stehendes, historisch gewachsenes und durch die Rechtsprechung konkretisiertes System zu-

rückgreifen zu können. Das wäre kein Bürokratieabbau, sondern die Verlagerung der Komple-

xität in ein zusätzliches System und mithin ein erheblicher Bürokratieaufwuchs. Darum bedarf 

es einer Stärkung des Maßgeblichkeitsgrundsatzes und keiner weiteren Entkopplung von Han-

dels- und Steuerbilanz. 

 

Die Maßgeblichkeit sollte als gesetzgeberisches Ordnungsprinzip nicht nur formal beibehal-

ten, sondern materiell wieder zum Ausgangspunkt der steuerlichen Gewinnermittlung gemacht 

werden. Steuerliche Abweichungen von den handelsrechtlichen GoB dürfen nicht der 
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Normalfall, sondern müssen begründungsbedürftige Ausnahmen sein. Diesem Verständnis 

entspricht auch die vom BMF eingesetzte Expertenkommission „Vereinfachte Unternehmens-

teuer“, die zutreffend herausgestellt hat, dass die handelsrechtlichen GoB als Ausgangspunkt 

für die steuerliche Gewinnermittlung geeignet sind und der Wildwuchs – z. T. auch nur befris-

tet geltender – steuerlicher Sondervorschriften zurückgeschnitten werden sollte, damit die Ein-

heitsbilanz praktisch wieder möglich wird. Dieser Ansatz sollte zum Leitbild einer Reform des 

Bilanzsteuerrechts gemacht werden. 

 

Das gilt insbesondere für das aus dem Vorsichtsprinzip abgeleitete Realisations- und Impari-

tätsprinzip sowie das Anschaffungswertprinzip. Sie sind keine Fremdkörper im Steuerrecht, 

sondern sachgerechte Konkretisierungen einer Besteuerung nach objektivierter Leistungsfä-

higkeit. Gewinne sollten grundsätzlich erst besteuert werden, wenn sie realisiert sind. Verluste 

und Risiken müssen dagegen bereits dann berücksichtigt werden können, wenn sie wirt-

schaftlich valide vorhersehbar sind.  

 

In einer Steuerrechtsordnung ohne negative Einkommensteuer und mit nur eingeschränkter 

intertemporaler Verlustberücksichtigung ist diese vorsichtige Gewinnermittlung nicht nur han-

delsrechtlich, sondern auch steuerlich folgerichtig. Insbesondere durch Rückstellungen und 

Teilwertabschreibungen werden unsichere Vermögensmehrungen aus dem steuerpflichtigen 

Gewinn ausgeschieden, was ökonomisch sinnvoll ist und als Ausprägung des Grundsatzes 

der Verhältnismäßigkeit verstanden werden kann. 

 

Eine solche Reform wäre kein nostalgischer Rückgriff auf die Vergangenheit, sondern ein mo-

derner Beitrag zu Vereinfachung, Systemkohärenz und Standortattraktivität. Wer Bürokratie-

abbau in der Rechnungslegung ernst nimmt, sollte nicht neue parallele Gewinnermittlungssys-

teme schaffen, sondern die bewährte Verbindung von Handelsbilanz und Steuerbilanz wieder 

funktionsfähig machen. 

 

 

II. Konkrete Maßnahmen einer erforderlichen Reform 

 

Für eine Reform zur Stärkung des Maßgeblichkeitsprinzips sollten zunächst nachstehende 

Maßnahmen umgesetzt werden: 

 

1. Abweichungsinventar 

 

Zunächst sollte ein Abweichungsinventar geschaffen werden. Sämtliche steuerlichen Sonder-

vorschriften, die zu Abweichungen zwischen Handels- und Steuerbilanz führen, sollten syste-

matisch erfasst, nach ihrem Zweck geordnet und auf ihre fortbestehende Notwendigkeit hin 

kritisch überprüft werden. Dabei sollte eine Durchbrechung der Maßgeblichkeit nur dann als 

gerechtfertigt angesehen werden, wenn sie verfassungsrechtlich zwingend, zur Missbrauchs-

vermeidung unverzichtbar oder – im Einzelfall – durch einen klar benannten und zielgenauen 

Lenkungszweck getragen ist. Rein fiskalisch motivierte Abweichungen sollten zurückgeführt 

werden. 
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2. Steuerliche Rückstellungsbeschränkungen zurückführen  

 

Das Rückstellungsrecht sollte prioritär bereinigt werden. Die Expertenkommission „Verein-

fachte Unternehmensteuer“ hat zu Recht hervorgehoben, dass Rückstellungen eine ange-

messene Abbildung unternehmerischer Risiken in der Bilanz ermöglichen und zugleich die 

Verlustverrechnung entlasten. Ein drohender Verlust, der mittels Rückstellung antizipiert wird, 

muss bei Eintritt nicht zurückgetragen werden.  

 

Die bestehenden Einschränkungen zur Bildung von Verbindlichkeitsrückstellungen für steuer-

liche Zwecke (§ 5 Abs. 3, 4, 4a, 4b, § 6 Abs. 1 Nr. 3a, 6a EStG) sollten kritisch überdacht wer-

den. Das steuerliche Verbot von Drohverlustrückstellungen nach § 5 Abs. 4a Satz 1 EStG 

sollte aufgehoben werden. Seine Rücknahme wäre – neben verfassungsrechtlichen Aspekten 

– ein wichtiges Signal für einen fairen Umgang des Steuerrechts mit unternehmerischen Risi-

ken. Ebenso sollten die Sondervorschriften zu Pensionsrückstellungen nach § 6a EStG grund-

legend zurückgeführt werden. Sie bilden die rechtliche Verpflichtungssituation nicht realitäts-

gerecht ab, führen zu Verwerfungen zwischen Handels- und Steuerbilanz und tragen zur Ent-

stehung stiller Lasten in der Steuerbilanz bei. Zudem sind sie im Hinblick auf das objektive 

Nettoprinzip auch verfassungsrechtlich zweifelhaft.  

 

Damit würden sich dann auch höchstkomplexe steuerliche Sondervorschriften zur Übertra-

gung solcher Verpflichtungen (§§ 4f, 5 Abs. 7 EStG) erübrigen, die nur notwendig geworden 

sind, weil die Praxis auf die steuerlichen Beschränkungen gem. §§ 5 Abs. 4a Satz 1, 6a EStG 

mit Gestaltungsversuchen reagiert hat. Überdies sollten besondere Bewertungsvorschriften 

für Rückstellungen nach § 6 Abs. 1 Nr. 3a EStG kritisch durchforstet und auf ein sachgerech-

tes Minimum beschränkt werden.  

 

3. Abschreibungsregeln systematisieren 

 

Zudem sollten die steuerlichen Abschreibungsregeln wieder enger an die handelsrechtlichen 

Regeln angenähert werden. Typisierende steuerliche Abschreibungsvorschriften können in 

begrenztem Umfang aus Vereinfachungsgründen oder zur Verfolgung besonderer Lenkungs-

zwecke im Einzelfall gerechtfertigt sein. Sie dürfen aber nicht zu einem eigenständigen Ab-

schreibungsregime führen, das die Einheitsbilanz strukturell ausschließt.  

 

Die Expertenkommission „Vereinfachte Unternehmensteuer“ hat überzeugend darauf hinge-

wiesen, dass steuerliche Abschreibungsregeln grundsätzlich so auszugestalten sind, dass sie 

auch in der Handelsbilanz nachvollzogen werden können und KMU die Möglichkeit zur Ein-

heitsbilanz erhalten bleibt. Steuerliche Lenkungszwecke sollten regelmäßig zielgenauer mit 

Zulagen oder direkten Förderinstrumenten verfolgt werden als mit immer neuen Sonderab-

schreibungen. Sie erhöhen die Komplexität des Steuerrechts und sollten zwingend zurückge-

führt werden. 
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4. Steuerlicher Wahlrechtsvorbehalt 

 

Der steuerliche Wahlrechtsvorbehalt in § 5 Abs. 1 Satz 1 Halbsatz 2 EStG sollte gesetzlich 

oder zumindest verwaltungsseitig klarer konturiert und teleologisch auf subventionelle oder 

klar lenkungspolitische Wahlrechte begrenzt werden. Bei nicht subventionellen Wahlrechten 

und tatsächlichen Beurteilungsspielräumen sollte die Bindung an den handelsrechtlichen 

Wertansatz gestärkt werden. Dadurch würde der Maßgeblichkeitsgrundsatz wieder als Rege-

lungsprinzip erkennbar und nicht durch zahlreiche Detailoptionen entwertet. 

 

5. Vereinfachte Betriebsprüfung 

 

Die Betriebsprüfung sollte stärker am Wesentlichkeitsgedanken ausgerichtet werden. Die Ex-

pertenkommission hat zu Recht darauf hingewiesen, dass gerade im Bereich der Rückstellun-

gen vielfach um Periodenabgrenzungsfragen gestritten wird. Solche Streitfragen sollten von 

der Finanzverwaltung nur bei Wesentlichkeit aufgegriffen werden. Zudem sollte einem unein-

geschränkten Bestätigungsvermerk des Abschlussprüfers bei der steuerlichen Beurteilung 

stärkeres Gewicht zukommen. Das würde die Steuerbilanz nicht der Abschlussprüfung unter-

werfen, aber die bereits vorhandenen Kontrollstrukturen sachgerecht nutzen. 

 

6. E-Bilanz-Pflichten konsolidieren 

 

Auch mit Blick auf die E-Bilanz-Pflichten ergäbe sich Entlastungspotential. Die Stärkung des 

Maßgeblichkeitsprinzips würde die Anzahl der Einheitsbilanzen erhöhen. Dadurch würde sich 

auch die Anzahl der Fälle, in denen eine Überleitungsrechnung zu erstellen ist oder eine ei-

genständige Steuerbilanz gebucht wird, deutlich reduzieren. Im Gleichlauf würden E-Bilanzen 

mit aufwändiger Überleitungsrechnung entfallen und E-Bilanzen mit steuerbilanziellen Wertan-

sätzen inklusive eigener steuerlicher Ergänzungen (bspw. steuerlicher Anlagespiegel, steuerli-

ches Anlagenverzeichnis etc.) obsolet. Das wäre Bürokratieabbau, der bis in die elektronische 

Datenübermittlung wirkt. 

 

7. Maßgeblichkeits-Check einführen 

 

Für künftige Gesetzgebung sollte ein Maßgeblichkeits-Check eingeführt werden. Für jede 

neue steuerbilanzielle Regelung sollte offengelegt werden, ob sie von den handelsrechtlichen 

GoB abweicht, warum diese Abweichung erforderlich ist, welche Befolgungskosten entstehen 

und ob mildere Alternativen bestehen. Damit würde die Maßgeblichkeit nicht nur materiell ge-

stärkt, sondern auch als gesetzgebungspolitischer Prüfmaßstab etabliert. 

 

 

III. Keine (partielle) IFRS-Maßgeblichkeit  

 

Eine allgemeine IFRS-Maßgeblichkeit ist ebenso entschieden abzulehnen wie eine partielle 

IFRS-Maßgeblichkeit für bestimmte – bspw. in das Regime der Globalen Mindeststeuer 
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fallende – Großunternehmen, ein bedingtes Wahlrecht für in IFRS-Konzernabschlüsse einbe-

zogene Unternehmen oder eine mittelbare IFRS-Ausstrahlung auf die steuerliche Gewinner-

mittlung. Es stellt sich bereits die Frage, ob ein solches Bedürfnis in der Praxis besteht. 

 

Bereits im geltenden Recht sind IFRS-Konzernabschlüsse für nichtkapitalmarktorientierte Un-

ternehmen nach § 315e Abs. 3 HGB freiwillig möglich, wovon empirischen Befunden zufolge 

aber nahezu kein Gebrauch gemacht wird. Beschränkt auf Informationszwecke wird großen 

Kapitalgesellschaften i. S. d. § 267 Abs. 3 HGB gestattet, zusätzlich einen Einzelabschluss 

nach IFRS aufzustellen (§ 325 Abs. 2a, 2b HGB). Dass auch davon in der Bilanzierungspraxis 

de facto kein Gebrauch gemacht wird, lässt erheblich an der Notwendigkeit eines reinen Infor-

mationsabschlusses nach IFRS auf Einzelabschlussebene zweifeln. Denn wenn ein entspre-

chendes Informationsbedürfnis in irgendeiner Weise bestehen würde, würde davon – trotz des 

Mehraufwands zumindest gelegentlich – auch Gebrauch gemacht werden. 

 

Zwar ist anzuerkennen, dass Deutschland im internationalen Standortwettbewerb steht und 

internationale Entwicklungen wie globale Mindestbesteuerung und BEFIT sorgfältig zu be-

obachten sind. Auch ist nicht zu bestreiten, dass international agierende Konzerne, die ohne-

hin IFRS-Konzernabschlüsse erstellen, auf den ersten Blick einen Vereinfachungseffekt er-

warten könnten, wenn befreiende IFRS-Einzelabschlüsse auch für steuerliche Zwecke heran-

gezogen würden und damit die Aufstellung eines HGB-Einzelabschlusses obsolet würde. Al-

lerdings müsste eine IFRS-basierte steuerliche Gewinnermittlung aus steuersystematischen 

Gründen durch umfangreiche steuerliche Korrekturen angepasst werden. Gerade dadurch 

entstünde kein einfacheres, sondern ein weiteres Rechenwerk. Insoweit trägt das Vereinfa-

chungsargument nicht und das Ziel des Bürokratieabbaus würde verfehlt. 

 

Die IFRS sind als kapitalmarktorientiertes Rechenwerk für internationale Unternehmensgrup-

pen ausschließlich auf die Informationsgewährung für Anlageentscheidungen am Kapitalmarkt 

gerichtet. Die im HGB tragenden Säulen, nämlich Vorsichtsprinzip, Gläubigerschutz und Kapi-

talerhaltung, spielen in IFRS-Abschlüssen mangels Ausschüttungsbemessungsfunktion dem-

gegenüber keine Rolle. Ihre stärkere Orientierung an Zeitwerten, Prognosen und ermessens-

behafteten Bewertungen steht in einem Spannungsverhältnis zu den Anforderungen einer 

gleichmäßigen, rechtssicheren und liquiditätsschonenden Besteuerung. Eine Besteuerung un-

realisierter Wertsteigerungen würde die bewährte Anknüpfung an realisierte Markterfolge ge-

fährden und ist mit dem Leistungsfähigkeitsprinzip nicht in Einklang zu bringen. Insoweit ist 

der Expertenkommission „Vereinfachte Unternehmensteuer“ zuzustimmen, dass sich materi-

ell-inhaltlich insbesondere eine weitreichende Fair-Value-Bewertung sowie andere Aufwei-

chungen des Realisationsprinzips nicht mit den verfassungsrechtlichen Rahmenbedingungen 

für die steuerliche Gewinnermittlung vertragen. 

 

Auch aus verfassungsrechtlichen Gründen wäre eine (partielle) IFRS-Maßgeblichkeit abzu-

lehnen. Die steuerliche Gewinnermittlung bildet den Kern des Einkommen- und Körperschaft-

steuertatbestands. Ihre wesentlichen Grundentscheidungen müssen vom demokratisch legiti-

mierten Gesetzgeber getroffen werden. Die IFRS werden dagegen von einem privaten 
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Standardsetzer entwickelt und dynamisch fortgeschrieben. Die Expertenkommission „Verein-

fachte Unternehmensteuer“ hat deshalb zutreffend festgestellt, dass von einem privaten Stan-

dardsetzer entwickelte Rechnungslegungsstandards wie die IFRS schon aus formell-verfas-

sungsrechtlichen Gründen keine geeignete Grundlage für die steuerliche Gewinnermittlung 

sind. 

 

Weder die globale Mindestbesteuerung noch europäische Überlegungen zu einer harmoni-

sierten Unternehmensteuerbemessungsgrundlage (BEFIT) rechtfertigen eine IFRS-Öffnung 

im nationalen Bilanzsteuerrecht. Beide Regelungen betreffen Unternehmensgruppen bzw. 

Konzerne mit konsolidierten jährlichen Umsatzerlösen von mindestens 750 Mio. €. Im Min-

deststeuergesetz (MinStG) wurde zwar in § 7 Abs. 4 MinStG eine Bezugnahme auf die IFRS 

als anerkannte Rechnungslegungsstandards eingeführt, auf deren Grundlage der bereinigte 

Mindeststeuer-Gesamtgewinn berechnet werden kann. Hierbei handelt es sich nach zutreffen-

der Auffassung der Expertenkommission „Vereinfachte Unternehmensteuer“ allerdings um ein 

Spezifikum der globalen Mindestbesteuerung, das nicht als Modell für die allgemeine steuerli-

che Gewinnermittlung taugt.  

 

Eine solch isolierte Bezugnahme auf die IFRS findet sich bereits seit 2008 für den Eigenkapi-

talvergleich im Rahmen der sog. Escape-Klausel bei der Zinsschranke (§ 4h Abs. 2 Satz 1 

Buchst. c Satz 8 EStG). Auch hier handelt es sich lediglich um eine Sonderregelung zur Beur-

teilung, ob eine Ausnahme von der Zinsschranke greift, die keine Ausstrahlwirkung oder Argu-

mentation für eine IFRS-Maßgeblichkeit für die steuerliche Gewinnermittlung auch nur ansatz-

weise begründen könnte.  

 

Eine partielle IFRS-Öffnung nur für bestimmte (Konzern-)Unternehmen durch bedingtes Wahl-

recht wäre ebenfalls abzulehnen. Sie würde nicht zu Vereinfachung, sondern zu weiterer Zer-

splitterung führen. Die Folge wären dauerhaft parallele Gewinnermittlungssysteme, neue Ab-

grenzungsfragen, neue IT- und Dokumentationsanforderungen, neue Streitfelder und erhebli-

che Gleichheitsprobleme. Eine Maßgeblichkeit der IFRS (verbunden mit dem Erfordernis zahl-

reicher steuerlicher Überleitungen) nur für einen Teil der Unternehmen würde einen Verstoß 

gegen das Postulat der Gleichmäßigkeit der Besteuerung begründen. Denn dadurch würde 

nicht nur eine unterschiedliche Besteuerung von Personen- und Kapitalgesellschaften zemen-

tiert, sondern auch eine unterschiedliche steuerliche Bemessungsgrundlage für bestimmte Kon-

zernunternehmen nach Maßgabe der IFRS einerseits und für nicht kapitalmarktorientierte KMU 

auf Grundlage der GoB andererseits statuiert.  

 

Überdies ist davon auszugehen, dass die Beschränkung der IFRS-Anwendung auf einen vor-

gegebenen Unternehmenskreis insoweit gleichheitsrechtlichen Vorgaben nicht genügen würde, 

als man nicht in einen IFRS-Konzernabschluss einbezogenen Unternehmen eine befreiende 

Wirkung des IFRS-Einzelabschlusses auch selbst dann versagen müsste, wenn sie einen sol-

chen freiwillig erstellen. Es steht zu befürchten, dass dies dem verfassungsrechtlichen Gleich-

behandlungsgrundsatz entgegensteht. Nach etwaiger erfolgreicher Verfassungsklage müsste 
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das IFRS-Wahlrecht für alle geöffnet werden, wodurch ein „faktischer Zwang durch die Hinter-

tür“ resultieren würde.  

 

Ein vermeintlicher Entlastungseffekt für wenige Großkonzerne rechtfertigt keine systemische 

Spaltung des historisch gewachsenen Bilanzsteuerrechts. Diese Unternehmen würden gleich-

ermaßen von einer Stärkung der Maßgeblichkeit der handelsrechtlichen GoB profitieren, weil 

sie dadurch mehr entlastet würden als durch eine partielle IFRS-Öffnung mit erheblichen An-

passungsrechnungen und vielen offenen (verfassungsrechtlichen) Fragen. Wer Bürokratieab-

bau ernst nimmt, sollte daher nicht für einzelne Unternehmensgruppen ein neues IFRS-

basiertes Steuerregime eröffnen, sondern die für alle Unternehmen geltende HGB-basierte 

Maßgeblichkeit stärken. Entsprechende Forderungen und Bestrebungen zur Prüfung einer 

(partiellen) IFRS-Maßgeblichkeit sollten deshalb eingestellt und die dadurch freiwerdenden 

Ressourcen zur Stärkung der Maßgeblichkeit der handelsrechtlichen GoB für die steuerliche 

Gewinnermittlung verwendet werden. 

 

Ebenso sollte einer schleichenden IFRS-Maßgeblichkeit durch Auslegung entgegengewirkt 

werden. IFRS können allenfalls rechtsvergleichende Erkenntnisquelle sein. Sie dürfen aber 

nicht zum bestimmenden Maßstab der handelsrechtlichen GoB und erst recht nicht der steu-

erlichen Gewinnermittlung werden. Wo das HGB bewusst eigene Grundentscheidungen trifft, 

insbesondere durch das Vorsichtsprinzip bzw. das Imparitäts-, Realisations- und Anschaf-

fungswertprinzip und die Ausschüttungsbemessung, dürfen diese nicht durch eine IFRS-

geprägte Auslegung unterlaufen werden. 


